
RiStBV: 192 Aufhebung der Immunität von Mitgliedern des Deutschen Bundestages und der 
gesetzgebenden Körperschaften der Länder

192  Aufhebung der Immunität von Mitgliedern des Deutschen Bundestages und der 
gesetzgebenden Körperschaften der Länder 
 
(1) Beabsichtigt der Staatsanwalt, gegen einen Abgeordneten ein Ermittlungsverfahren einzuleiten oder ein 
auf Freiheitsstrafe lautendes Urteil zu vollstrecken oder sonst eine genehmigungsbedürftige 
Strafverfolgungsmaßnahme zu treffen, beantragt er, einen Beschluss der gesetzgebenden Körperschaft, 
der der Abgeordnete angehört, über die Genehmigung der Strafverfolgung oder der Strafvollstreckung oder 
zur Durchführung der beabsichtigten Maßnahme herbeizuführen.

(2) 1Der Antrag ist mit einer Sachdarstellung und einer Erläuterung der Rechtslage zu verbinden. 2Die 
Beschreibung der zur Last gelegten Tat soll die Tatsachen enthalten, in denen die gesetzlichen Merkmale 
der Straftat gesehen werden, sowie Zeit und Ort ihrer Begehung angeben; die Strafvorschriften sind zu 
bezeichnen, die als verletzt in Betracht kommen. 3Auf eine aus sich heraus verständliche Darstellung ist zu 
achten. 4Bei Anträgen auf Genehmigung der Strafvollstreckung genügt die Bezugnahme auf ein 
vorliegendes oder beigefügtes Strafurteil.

(3) 1Der Antrag ist auf dem Dienstweg an den Präsidenten der betreffenden Körperschaft zu richten, bei 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages auch über das für Justiz zuständige Bundesministerium. 2Für 
die Landesjustizverwaltung und – bei Abgeordneten des Deutschen Bundestages – für das für Justiz 
zuständige Bundesministerium sind Abschriften des Antrages beizufügen; eine beglaubigte Abschrift ist zu 
den Akten zu nehmen.

(4) In Privatklagesachen führt der Staatsanwalt die Genehmigung nur herbei, wenn er die Verfolgung 
übernehmen will (§§ 377, 376 StPO).

(5) Die Mitteilung nach § 8 EGStPO erfolgt auf dem Dienstweg.


